Sitzungstag:
Beginn:

17.11.2022
19:03 Uhr

Gemeinde Berg b. Neumarkt . d. OPF.

Sitzung Nr. 34/22

des Gemeinderates

Sitzungsort:
Ende:

Schwarzachtal-Schule Berg, Aula
22:10 Uhr

Samtliche 21 Mitglieder

des Gemeinderates waren ordnungsgemal eingeladen.

Mitglieder
Anwesende Sitzungsteilnehmer Abwesenheits- Stellvertreter - wenn nicht anwesend
Funktion Name grund Abwesenheitsgrund
Vorsitzender:
1. Blrgermeister Bergler, Peter
Niederschriftfiihrerin:
Weizer, Sabine
Gemeinderat Bogner, Hans
Gemeinderat Braun, Alois
Gemeinderat Dengler, Daniel Entschuldigt
Gemeinderat Frauenknecht, Thomas
Gemeinderat First, Johann
Gemeinderat Geitner, Josef
Gemeinderat Haas, Stefan
Gemeinderat Hierl, Johannes
Gemeinderat Hierl, Michael
Gemeinderatin Hierl, Susanne
Gemeinderat Himmler, Florian Entschuldigt
2. Biirgermeister Lehmeyer, Christian
Gemeinderat Lehmeyer, Simon Anwesend ab 19:05 Uhr zu TOP
I.1.
Gemeinderat Lutz, Manfred
Gemeinderat Mederer, Markus
3. Biirgermeister NieBIbeck, Norbert Entschuldigt

Gemeinderat
Gemeinderat
Gemeinderatin
Gemeinderatin

Péhner, Manuel
Sichert, Alois
Spéth, Erna
Zaschka, Karin

AuBerdem waren anwesend:

Geschaftsleiterin
Bauamt
Team4

Go6tz, Annemarie
Fink, Christoph
Hr. Bauernschmitt

Beschlussfahigkeit war gegeben
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Sitzungsniederschrift (Auszug)

Gemeinderatssitzung

Zur Sitzung wurde form- und fristgerecht geladen.

Mit der Tagesordnung besteht Einverstandnis.

1. Offentlicher Teil:

Punkt 1: Anerkennung des Protokolls der letzten 6ffentlichen Sitzung vom 27.10.2022.

Das Protokoll wird genehmigt.

Punkt 2: Biirgerfragestunde

Ein Blirger merkt an, dass er auf der Homepage vergeblich nach der Tagesordnung gesucht hat. Der
1. Blrgermeister wird dieses Thema mit dem IT-Administrator besprechen.

Punkt 3: Aufstellung des Bebauungsplans , Gewerbegebiet Meilenhofen — An der Haimburger StraBBe
— Erweiterung II
a) Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen

Zu diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Dipl.-Ing. Guido Bauernschmitt vom Planungsbiiro TEAM 4
aus Nirnberg anwesend.

In der Gemeinderatssitzung am 31. Marz 2022 wurde beschlossen, dass die férmliche Beteiligung
der Offentlichkeit und der Behtérden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange durchgefiihrt wer-
den soll.

Die Beteiligung fand vom 30. Mai bis zum 01. Juli 2022 statt. Wahrend der Auslegungsfrist hatte
jedermann die Mdglichkeit Stellungnahmen, Wiinsche und Anregungen bzw. Einwendungen vorzu-
bringen.

Von Seiten der Offentlichkeit gingen keine Stellungnahmen ein.

Insgesamt wurden 29 Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange an dem Bauleitplanverfah-
ren beteiligt. Von diesen 29 Fachstellen haben 11 keine Stellungnahme abgegeben, 14 Stellen haben
Anregungen zur Planung vorgebracht. 4 Stellen erheben keine Bedenken oder Einwande.

Die Stellungnahmen und Beschlussvorschlage bzgl. der Abwagung wurden bereits mit der Sitzungs-
einladung Ubermittelt.

Folgende Trager 6ffentlicher Belange haben keine Einwendungen:

- Landratsamt Neumarkt i.d.OPf., Baurecht

- Amt fr Landliche Entwicklung Oberpfalz, Tirschenreuth
- IHK Regensburg

- Stadt Altdorf
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Folgende Trager offentlicher Belange haben Anregungen zur Planung vorgebracht:

- Regierung der Oberpfalz, Regensburg

- Regionaler Planungsverband Regensburg

- Landratsamt Neumarkt i.d.OPf., Immissionsschutz

- Landratsamt Neumarkt i.d.OPf., Brandschutz

- Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege, Miinchen

- Amt fUr Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Neumarkt
- Amt flr Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten, Neumarkt
- Wasserwirtschaftsamt Regensburg

-  Staatliches Bauamt Regensburg

- Die Autobahn GmbH des Bundes, Fiirth

- Bayernwerk Netz GmbH, Parsberg

- PLEdoc GmbH, Essen

- Bayerischer Bauernverband, Neumarkt

- Bund Naturschutz, Neumarkt

Herr Dipl.-Ing. Guido Bauernschmitt erldutert, dass es, mit Ausnahme des Bund Naturschutzes, kei-
ne grundsatzlichen Ablehnungen gab. Der Bund Naturschutz hat einige Anmerkungen gemacht, wel-
che vom Planungsbiiro noch in den Bebauungsplan mit eingearbeitet wurden. Weiter erklart er, dass
ein von der Regierung der Oberpfalz geforderter Bedarfsnachweis erfolgt sei. Die einzelnen Ande-
rungen sind nachfolgend aufgefiihrt.

Bei Zustimmung zu den Beschlussvorschlagen andert sich der Plan in diesen Punkten:

- Erganzung Emissionskontingente auf Basis Schallgutachten (diese regeln wieviel Schall pro
gm Bauflache abgestrahlt werden darf)

- Erganzung Ausgleichsflachen (Wiese bei Sindlbach und Waldflachen bei Oberwall)

- Herausnahme des landwirtschaftlichen Wegs zwischen Erweiterung I und Erweiterung II

- Erganzung Standort fir Trafostation

- Pflicht zur Begriinung und/oder Fotovoltaikanlagen auf Flachdéchern

- Fotovoltaikpflicht auf Dachern

- Hinweis auf Erlaubnispflicht bei Bodeneingriffen wegen Bodendenkmalern in der Umgebung

- Hinweise auf Beschrankungen entlang der Autobahn

Diese Anderungen sind im vorgelegten Entwurf bereits eingearbeitet.

Nach Priifung der Anregungen werden folgende Beschlussvorschldge unterbreitet.

Regierung der Oberpfalz — 29.06.2022

BewertungsmaBstab

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Planungen der Kommunen an die Ziele der Raumordnung anzupas-
sen. Das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) sowie die Regionalpldne legen diese raumord-
nerischen Ziele (Z) und Grundsatze (G) fest. Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP)
2020 sind hierzu die folgenden Ziele und Grundsatze einschlagig:

- Der demographische Wandel ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und MaBBnahmen,
insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungsentwicklung, zu beachten (LEP
1.2.1 2).
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- Die Ausweisung von Bauflachen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter
besonderer Beriicksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausge-
richtet werden (LEP 3.1 G).

- Flachensparende Siedlungs- und ErschlieBungsformen sollen unter Berlicksichtigung der
ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden (LEP 3.1 G).

- In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung még-
lichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulassig, wenn Potenziale der Innenentwick-
lung nicht zur Verfligung stehen (LEP 3.2 Z).

- Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Sied-
lungsstruktur sollen vermieden werden (LEP 3.3 G).

- Neue Siedlungsflachen sind mdglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten aus-
zuweisen [...] (LEP 3.3 2).

Ergebnis
Das Plangebiet bindet direkt an das bestehende Gewerbegebiet am dstlichen Ortsrand von Meilenh-

ofen an und ist im guiltigen Flachennutzungsplan der Gemeinde bereits als Gewerbeflache darge-
stellt, entspricht allerdings aufgrund der fehlenden Darlegung des Erweiterungsbedarfs aktuell nicht
den Erfordernissen von Raumordnung und Landesplanung. Um die vorgelegte Planung von Seiten
der hdéheren Landesplanungsbehérde abschlieBend beurteilen zu kdnnen, sind die Planungsunterla-
gen um eine konkretisierte Bedarfsbegriindung zu erganzen.

Begrlindung
Entsprechend der LEP-Festlegungen unter 3.1 (G), 3.2 (Z) und 1.2.1 (Z) bedarf es bei der Planung

neuer Siedlungsflachen einer Priifung, ob hierfiir ein hinreichender Bedarf besteht, welcher in Abwa-
gung mit anderen Belangen die Flachenneuinanspruchnahme rechtfertigt (siehe hierzu auch die Aus-
legungshilfe ,,Anforderungen an die Priifung des Bedarfs neuer Siedlungsflachen fiir Wohnen und
Gewerbe im Rahmen der landesplanerischen Uberpriifung®, u.a. abrufbar unter
www.landesentwicklung-bayern.de/flaechenspar-offensive/, Stand 15. September 2021). In den
vorliegenden Planungsunterlagen (in der Fassung vom 31.03.2022) ist keine Bedarfsbegriindung
enthalten. Im Lichte dessen ist die Begriindung flir den Bedarf an Gewerbeflachen, welche flr eine
abschlieBende landesplanerische Beurteilung essentiell ist, im Zuge des laufenden Bauleitplanverfah-
rens zu erganzen.

Von hiesiger Seite wird dartiber hinaus auf die Lage des geplanten Gewerbegebietes innerhalb des
landschaftlichen Vorbehaltsgebietes Nr. 5 ,Schwarzachtal und Seitentaler bei Oberdélsbach™ hinge-
wiesen. Der Stellungnahme des Regionalen Planungsverbandes Regensburg ist besondere Bedeu-
tung beizumessen.

Beschlussvorschlag

Die Stellungnahme wird berticksichtigt. Die Gemeinde Berg ist Grundzentrum und Teil des Landkrei-
ses Neumarkt mit einer dynamischen Wirtschaftsentwicklung und zahlreichen Gewerbe- und Hand-
werksbetrieben. Sie ist Tell des Stadt- und Umiandbereichs der Stadt Neumarkt und Iandlicher Teil-
raum im Umfeld des groBen Verdichtungsraums Ndrnberg/Fuirth/Eriangen. Sie liegt direkt an der
Uberregional bedeutsamen Verkehrsachse der A 3. Durch die zentralortliche Einstufung der Gemein-
de, die dynamische Entwicklung des Landkreises, der angrenzenden Stadt Neumarkt i.d.OPf. sowie
des Verdichtungsraums Nirnberg/Ftirth/Erlangen ein ausreichender Bedarf aus Sicht der Gemeinde
Berg begriindet. Hinzu kommen aktuelle Anfragen nach gewerblichen Baufidchen durch mehrere
Firmen, die in der Begriindung erganzt werden.

Aus den genannten Griinden ist aus Sicht der Gemeinde Berg der Bedarf nachgewiesen.

Aus Sicht der Gemeinde Berg ist damit der Bedarf und auch die Eignung der Gemeinde fiir ein Ge-
werbegebiet nachgewiesen.


file:///F:/www.landesentwicklung-bayern.de/flaechenspar-offensive/,
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Regionaler Planungsverband Regensburg — 28.06.2022

Der Vorhabenbereich befindet sich innerhalb des landschaftlichen Vorbehaltsgebietes Nr. 5
~Schwarzachtal und Seitentaler bei Oberdlsbach™. In derartigen Gebieten kommt nach dem Regio-
nalplan der Region Regensburg (B I 2 i.V.m. Zielkarte 3 ,Landschaft und Erholung") den Belangen
des Naturschutzes und der Landschaftspflege besonderes Gewicht zu.

Bei landschaftsverandernden MaBnahmen oder neuen Nutzungen ist daher sorgfaltig zu priifen, ob
Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes oder der natirlichen Grundlagen zu erwarten sind.
GemaB Regionalplan (B II 1.3) soll die Siedlungstatigkeit in den landschaftlichen Vorbehaltsgebieten
vor allem auf das Landschaftsbild und den Naturhaushalt sowie auf die Erfordernisse der Erholung
und des Fremdenverkehrs besondere Riicksicht nehmen.

Den Stellungnahmen der entsprechenden Fachstellen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
ist hierzu besondere Bedeutung beizumessen.

Nach dem Regionalplan-Kapitel B X Energieversorgung 1.2 soll darauf hingewirkt werden, im Bereich
des geplanten Gewerbegebietes in Erganzung zum Hochstspannungsverbundnetz eine 110-kV-
Hochspannungsleitung entsprechend der Bedarfsentwicklung zu verwirklichen (vgl. Karte 2 ,Siedlung
und Versorgung"). Im Zuge des Bauleitplanverfahrens ware daher mit den entsprechenden Fachstel-
len der Energieversorgung abzustimmen, inwieweit eine Doppelleitung Neumarkt-Nord zur vorhan-
denen 110-kV-Leitung Ludersheim-Amberg aktuell noch relevant ist.

Beschlussvorschlag
Die Stellungnahme wird berdicksichtigt. Die Lage im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet wurde durch
grinordnerische MaBnahmen beachtet.

Hinsichtlich der Energieversorgung wurde seitens des Bayernwerkes kein Hinweis auf die genannte
Planung vorgebracht.

Landratsamt Neumarkt i.d.OPf., Immissionsschutz — 10.06.2022

Gewerbeldrm

Flr den Geltungsbereich ist eine intern oder extern gegliederte Gerauschkontingentierung nach DIN
45691 mit entsprechenden Festsetzungen im Textteil des Bebauungsplanes durchzufiihren. Die zu-
lassigen schutzbedurftigen Nutzungen in den angrenzenden Geltungsbereichen des bestehenden
Gewerbegebietes sind entsprechend zu berlicksichtigen. Der Planwert aus den bestehenden Ge-
rauschkontingentierungen der Geltungsbereiche "Meilenhofen Ost", "Meilenhofen Ost - Haimburger
StraBe" und "Meilenhofen Ost - Haimburger StraBe Erweiterung I" betragt flir das Wohngebaude auf
Fist. 2175 bereits 59,1 dB(A) tags und 44,1 dB(A) nachts (vgl. Schalltechnische Untersuchung; IBAS-
Ingenieurgesellschaft; Projekthnummer 12.6564/1; 20.03.2013). Dies ist entsprechend bei der neuen
Gerauschkontingentierung nach DIN 45691 zu beriicksichtigen.

Verkehrslarm

Der Planbereich befindet sich direkt an der Bundesautobahn A3. Uberschreitungen der Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV fir Schallimmissionen durch StraBen- und Schienenverkehr innerhalb
des Geltungsbereiches kénnen nicht ausgeschlossen werden. Die Immissionen durch Verkehrslarm
sind daher zwingend durch einen anerkannten Sachverstandigen zu untersuchen und die notwendi-
gen MaBnahmen fiir schutzbedirftige Raume (z.B. Blirordume. Schulungsraume. Betriebsleiterwoh-
nungen etc.) im Bebauungsplan festzusetzen.

Betriebsleiterwohnungen
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Wohnungen (z.B. von Betriebsleitern und Betriebsangehérigen) in einem Gewerbegebiet kdnnen die
angrenzenden Betriebe gegebenenfalls stark einschranken (z.B. bei LKW-Nachtanlieferung, Nacht-
schicht etc.). Daher sollte ein Ausschluss von Betriebsleiterwohnungen abgewogen werden.

Beschlussvorschlag

Die Stellungnahme wird berticksichtigt, ein Schallgutachten wurde erarbeitet. Die Ergebnisse wurden
als Emissionskontingente im Bebauungsplan festgesetzt. Betriebswohnungen werden ausgeschlos-
sen.

Landratsamt Neumarkt i.d.OPf., Brandschutz — 09.06.2022

Die Vorentwurfsplanung wurde zur Kenntnis genommen und es bestehen aus Sicht des abwehren-
den Brandschutzes keine Einwande.

Hinweise zur ErschlieBungsplanung:

Léschwasserversorgung

Die Bereithaltung und Unterhaltung notwendiger Loschwasserversorgungsanlagen ist Aufgabe der
Gemeinde (vgl. Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayFwG) und damit Teil der ErschlieBung im Sinn von § 123
Abs. 1 BauGB. Die Sicherstellung der notwendigen Loschwasserversorgung zahlt damit zu den bau-
planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Erteilung einer Baugenehmigung.

Aufgrund der Lage der Baugrenzen und des zuldssigen MaBes der baulichen Nutzung sind Gebaude
nach Industriebaurichtlinie (IndBauRL) mit BrandabschnittsgréBen von > 4.000 m2 im Plangebiet
ohne Weiteres bauplanungsrechtlich zuldssig. Somit ergibt sich aus DVGW-Arbeitsblatt W 405 und
Nr. 5.1 IndBauRL eine erforderliche Loschwassermenge von 192 m3/h Ubereinen Zeitraum von zwei
Stunden. Diese muss im Ldschbereich (Umkreis 300 m) zur Verfligung stehen.

Die Loschwasserentnahmestellen sind in einem Abstand von 100 m im 6ffentlichen StraBenraum
anzuordnen und zu mindestens einem Drittel als Uberflurhydranten zu erstellen, im Ubrigen kénnen
Unterflurhydranten verwendet werden. Die Unterflurhydranten sind so zu platzieren, dass bei Inbe-
triebnahme der Zu- und Abfahrtsverkehr mit Feuerwehrfahrzeugen méglich bleibt (nicht in Fahrbah-
nachse, etc.).

Léschwasserriickhaltung

Da die Entwasserung des Gebietes im Trennsystem erfolgen soll, sind Vorkehrungen (technisch
und/oder organisatorisch) zu treffen, die eine Riickhaltung von kontaminiertem Léschwasser ermég-
lichen. Das Regenrlickhaltebecken ist so auszubilden, dass eine Absperrung zur Riickhaltung von
kontaminiertem Ldschwasser leicht mdglich ist.

Beschlussvorschiag
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
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Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege — 14.06.2022

Bodendenkmalpflegerische Belange:
In unmittelbarer Néhe zu oben genanntem Planungsgebiet befindet sich folgendes Bodendenkmal:

e D-3-6634-0024 — ,Vorgeschichtliche Siedlung.”

Wegen der bekannten Bodendenkmaler in der Umgebung sind im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes weitere Bodendenkmaler zu vermuten.

Die vorgeschichtliche Siedlung ist durch Lesefunde bekannt, ihre genaue Ausdehnung aber unge-
wiss. Es ist daher zu vermuten, dass sie sich bis in das Planungsgebiet erstreckte. Zu vermuten sind
auch zeitgleiche Graber in der Umgebung.

Zwar wurden unmittelbar westlich des Planungsgebietes bereits Sondagen angelegt, die ohne Er-
gebnis blieben, im Nordwesten des Planungsgebietes sind diese Voruntersuchungen aber zu gering-
flgig, um Befunde ausschlieBen zu kénnen.

Im Bereich von Bodendenkmalern sowie in Bereichen, wo Bodendenkmaler zu vermuten sind, bedir-
fen gemaB Art. 7 Abs. 1 BayDSchG Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. Wir
bitten Sie deshalb, folgenden Text in die textlichen Hinweise auf dem Lageplan und ggf. in den Um-
weltbericht zu Gbernehmen:

FUir Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche
Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenstandigen Erlaubnisvertahren
bei der zustdndigen Unteren Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist.

Das Bayerische Landesamt fiir Denkmalpflege wird in diesem Verfahren gegebenenfalls die fachli-
chen Anforderungen formulieren.

Im Falle der Denkmalvermutung wird im Rahmen des Erlaubnisverfahrens nach Art. 7 Abs. 1
BayDSchG die archaologisch qualifizierte Voruntersuchung bzw. die qualifizierte Beobachtung des
Oberbodenabtrags bei privaten Vorhabentragern, die die Voraussetzungen des § 13 BGB (Verbrau-
chereigenschaft) erfillen, sowie Kommunen soweit méglich durch Personal des Bayerischen Landes-
amts flr Denkmalpflege begleitet; in den librigen Fallen beauftragt das Bayerische Landesamt fiir
Denkmalpflege auf eigene Kosten eine private Grabungsfirma. In Abstimmung kann auch eine fach-
lich besetzte Untere Denkmalschutzbehdrde (Kreis- und Stadtarchdologie) tatig werden. Informatio-
nen hierzu finden Sie unter:

https://www.blfd.bayern.de/mam/information und service/publikationen/denkmal pflege-

themen denkmalvermutung-bodendenkmalpflege 2016.pdf

Wir weisen darauf hin, dass die erforderlichen MaBnahmen abhangig von Art und Umfang der erhal-
tenen Bodendenkmaler einen groBeren Umfang annehmen kdnnen und rechtzeitig geplant werden
mussen. Sollte die archaologische Ausgrabung als Ersatz fiir die Erhaltung eines Bodendenkmals
notwendig sein, sind hierbei auch Vor- und Nachbereitung der Ausgrabung zu beriicksichtigen (u.a.
Durchfiihrungskonzept, Konservierung und Verbleib der Funde). Bei der Verwirklichung von Bebau-
ungsplanen soll grundsatzlich vor der Parzellierung die gesamte Planungsflache archaologisch quali-
fiziert untersucht werden, um die Kosten fiir den einzelnen Bauwerber zu reduzieren (vgl. BayVGH,
Urteil v. 4. Juni 2003, Az.: 26 B 00.3684, EzD 2.3.5 Nr. 3 / Denkmalpflege Informationen des BLfD
2004/1 (B 127), 68 ff. [mit Anm. W. K. Gohner]; BayVG Miinchen, Urteil v. 14. September 2000, Az.:
M 29 K 00838, EzD 2.3.5 Nr. 2).

Als Alternative zur archdologischen Ausgrabung kann in bestimmten Fallen eine Konservatorische
Uberdeckung der Bodendenkmaler in Betracht gezogen werden. Eine Konservatorische Uberdeckung
ist oberhalb des Befundhorizontes und nur nach Abstimmung mit dem BLfD zu realisieren (z.B. auf


https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmal%20pflege-themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmal%20pflege-themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf
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Humus oder kolluvialer Uberdeckung). Vgl. zur Anwendung, Ausfiihrung und Dokumentation einer
Konservatorischen Uberdeckung

https://www.blfd.bayern.de/mam/information und service/fachanwender/konservatorische ueberde
ckung bodendenkmaeler 2020.pdf sowie

https://www.blfd.bayern.de/mam/information und service/fachanwender/dokuvorgaben april 2020
.pdf, 1.12 Dokumentation einer Konservatorischen Uberdeckung. Das Bayerische Landesamt fiir
Denkmalpflege berdt in Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehdérde bei der Priifung alter-
nativer Planungen unter denkmalfachlichen Gesichtspunkten.

Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der Bodendenkmalpflege
entnehmen Sie auch bitte der Broschiire ,Bodendenkmadler in Bayern. Hinweise fiir die kommunale
Bauleitplanung®

(https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen und aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale ba
uleitplanung/2018 broschuere kommunale-bauleitplanung.pdf)

Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern abgestimmte Rechtsauffassung des Bayeri-
schen Staatsministeriums fiir Wissenschaft, Forschung und Kunst und des Bayerischen Landesamts
fiir Denkmalpflege zur Uberplanung von (Boden-) Denkmélern entnehmen Sie bitte dem Vollzugs-
schreiben des StMBW vom 09.03.2016

(https://www.blfd.bayern.de/mam/information und service/fachanwender/vollzug sschrei-

ben bodendenkmal 09 03 2016.pdf) sowie unserer Homepage
https://www.blfd.bayern.de/mam/information und service/fachanwender/rechtliche grundlagen (ib
erplanung bodendenkmaler.pdf

(Rechtliche Grundlagen bei der Uberplanung von Bodendenkmaélern).

In Umsetzung der Rechtsprechung des Bayerischen Verfassungsgerichtshof (Entscheidung vom 22.
Juli 2008, Az.: Vf. 11-VII-07, juris / NVwZ 2008, 1234-1236 [bestatigt durch die nachgehenden Be-
schliisse des Bundesverfassungsgerichts vom 4. November 2008, Az.: 1 BvR 2296/08 & 1 BvR
2351/08, n. v.]) wird dringend angeregt, aus stadtebaulichen Griinden geeignete Festsetzungen
nach § 9 Abs. 1 BauGB (z. B. nach Nummern 2, 9, 10, 11, 15, 20 [Bodendenkmal als ,Archiv des
Bodens"]) vorzunehmen.

Die Untere Denkmalschutzbehdrde erhalt dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um Kenntnis-
nahme. Fir allgemeine Riickfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung stehen
wir selbstverstandlich gerne zur Verfligung.

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege betref-
fen, richten Sie ggdf. direkt an den flir Sie zustandigen Gebietsreferenten der Praktischen Denkmal-
pflege (www.blfd.bayern.de).

Beschlussvorschlag

Die Stellungnahme wird berticksichtigt. Der entsprechende Hinweis wird im Planblatt ergénzt. Die
Gemeinde Berg wird sich um eine frihzeitige Sondierung hinsichtlich méglicher Bodendenkmale be-
mdihen.

Amt fir Digitalisierung, Breitband und Vermessung — 01.06.2022

Gegen die beabsichtigte Planung - uns bekannt gegeben mit Schreiben vom 30.05.20222 - bestehen
von Seiten des ADBV Neumarkt i.d.OPf. keine Einwendungen im Rahmen der von uns wahrzuneh-
menden offentlichen Belange.

Jedoch sollte die Beschreibung des Plangebiets bezliglich der Auflistung der Flurstiicke gemaB Anla-
ge (Seite 5) angepasst werden.


https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/konservatorische_ueberdeckung_bodendenkmaeler_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/konservatorische_ueberdeckung_bodendenkmaeler_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvorgaben_april_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvorgaben_april_2020.pdf
file:///F:/(https:/www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf
file:///F:/(https:/www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf
file:///F:/(https:/www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzug%20sschreiben_bodendenkmal_09_03_2016.pdf)
file:///F:/(https:/www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzug%20sschreiben_bodendenkmal_09_03_2016.pdf)
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf
http://www.blfd.bayern.de/
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2. Lage des Planungsgebiets und ortliche Situation
Allgemeine Beschreibung

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Meilenhofen dstlich der St 2240. Es grenzt &stlich an
das bereits vorhandene und weitgehend bebaute "Gewerbegebiet Meilenhofen - An
der Haimburger StralRe Erweiterung I" an. Der Geltungsbereich umfasst die Flurnum-

mern 499 und 501, Gemarkung Berg, und hat eine Flache von ca. 2,8 ha.
Teilflache 499

Der Geltungsbereich ist durch landwirtschaftliche Nutzung gepragt.

Beschlussvorschlag
Der Hinweis wird berticksichtigt. Die Begriindung wird redaktionell angepasst.

\ Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten — 04.07.2022

Bereich Landwirtschaft

Fiir die Gewerbefliche wird vollstindig die Wiese eines értlichen Nebenerwerbslandwirts (Okobe-
trieb) beansprucht, 2,72 ha. Die Bodengiite ist mit 37 maBig. Der Landwirt kommt durch den Fla-
chenverlust nicht in Schwierigkeiten.

Sidlich der geplanten Gewerbeflache befindet sich die Wiese eines gréBeren Milchviehbetriebs, da-
her ist von dort zeitweise mit Glllegeriichen zu rechnen. Ansonsten ist die Immissionslage fir die
Flache wenig problematisch.

Die Gestaltung der AusgleichsmaBnahmen ist noch nicht spezifiziert. Zur Schonung der knappen
landw. Flachen wird gebeten, hierflir mdglichst Hecken bzw. ExtensivierungsmaBnahmen heranzu-
ziehen.

Bereich Forstwirtschaft
Forstliche Belange sind von dem Vorhaben nicht betroffen. Aus forstlicher Sicht besteht mit der Auf-
stellung des Bebauungsplans mit integriertem Griinordnungsplan Einverstandnis.

Beschlussvorschiag
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ein Teil der AusgleichsmalBnahmen wird im Wald
(Nutzungsverzicht zur Entwicklung von Naturwald) erfolgen.

\ Wasserwirtschaftsamt Regensburg — 13.06.2022

Allgemein )
Das Planungsgebiet liegt nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet oder einem Uberschwemmungsge-

biet und ist nicht im Kataster gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgefiihrt, fir
die ein Verdacht auf Altlasten oder schadliche Bodenveranderungen besteht.
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Entwasserung
Die Entwasserung ist Gber ein bestehendes RRB im westlichen Gewerbegebiet vorgesehen. Die aus-

reichende Kapazitat wird derzeit gepruft. Falls erforderlich, stehen wir fiir eine fachliche Abstimmung
gerne zur Verfligung.

Mit dem geplanten Vorhaben besteht aus wasserwirtschaftlicher Sicht Einverstandnis.
Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Das bestehende Riickhaltebecken ist nach Prifung
des beauftragten ErschlieBungsplaners ausreichend.

Staatliches Bauamt Regensburg — 30.06.2022

Auf die Nahe der kiinftigen Ortsumgehung Berg St 2240 wird hingewiesen. Ansonsten bestehen kei-
ne Einwande.

Beschlussvorschiag
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Die Autobahn GmbH des Bundes — 29.06.2022

In der Planzeichnung sind sowohl die 40 m Anbauverbotszone, als auch die 100 m Anbaubeschran-
kungszone an der BAB 3 dargestellt und in der Legende bezeichnet. Die Baugrenze liegt direkt an
die 40 m Anbauverbotszone angrenzend. Die Flachen entlang der BAB 3 sind in einem 5 m breiten
Streifen als Griinflache mit Pflanzgeboten/AusgleichsmaBnahmen sowie als nicht tiberbaubare Ge-
werbeflache festgesetzt. Entsprechend den textlichen Festsetzungen Nr. 3.2 sind Nebenanlagen
auch auBerhalb der Baugrenzen zulassig.

Weitere Ausfiihrungen zum Anbauverbot sowie den Anbaubeschrankungen gemaB § 9 FStrG an der
BAB finden sich in den Planunterlagen und der Begriindung nicht.

Hiermit nehmen wir nach Anhérung des FernstraBen-Bundesamts zur 0.g. Angelegenheit wie folgt
Stellung:

Dem o0.g. Vorhaben wird zugestimmt. Die Zustimmung wird unter Berlicksichtigung folgender Ne-
benbestimmungen erteilt:

In Legende der Planzeichnung sollte die Bezeichnung der 40 m - Anbauverbotszone und der 100 m -
Anbaubeschrankungszone nach § 9 FStrG konkretisiert werden.

In Textteil und Begriindung des Bebauungsplanes ist Folgendes aufzunehmen bzw. die Begriindung
entsprechend anzupassen.

- Langs der Autobahn diirfen Hochbauten (alle Anlagen tber der Erdgleiche) jeder Art, auch
Nebenanlagen als solche sowie Abgrabungen und Aufschittungen gréBeren Umfangs in einer
Entfernung bis zu 40 Meter, gemessen vom duBeren befestigten Rand der Fahrbahn, nicht
errichtet werden, § 9 Abs. 1 FStrG. Dies betrifft auch die nicht Giberbaubaren Grundstiicksfla-
chen innerhalb der 40 m Anbauverbotszone. Einer méglichen Unterschreitung der 40-Meter-
Grenze wird im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens pauschal nicht zugestimmt und be-
dirfte der konkreten Priifung im Einzelfall (§ 9 Abs. 8 FStrG). Glinstigerweise ist der Bereich
der 40 m Anbauverbotszone als Griinflache oder Flache fiir Ausgleichs- und ErsatzmaBnah-
men festzusetzen. Dabei ist zu beachten, dass in diesem Bereich mindestens ein 5 m breiter
Streifen als Wartungsstreifen bei Bepflanzungen/ Zaunen von der Grundstiicksgrenze freizu-
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halten ist. Der Bebauungsplan ist daher noch entsprechend anzupassen. Uberdies tragt der
Vorhabenstrager die Folgekostenpflicht, wenn Bepflanzungen, Zaune, befestigte Flachen etc.
in diesem Bereich errichtet werden, diese auf eigene Kosten, soweit dies bei Ausbauabsich-
ten durch die AdB oder verkehrsrechtlich notwendig ist, zurtickzubauen.

Beschlussvorschlag
Die Stellungnahme wird berticksichtigt. Die Anbaubeschrdankungszone und die Begrindung werden
erganzt.

In diesem Zusammenhang ist vor allem die textliche Festsetzung unter 3.2 nochmals zu Uiberarbei-
ten.

- Bezlglich der mit einem Pflanzgebot oder auch als Ausgleichsflache festgesetzten Bereiche
innerhalb der 40 m - Anbauverbotszone ist auch hier klar zu regeln, dass auch keine (bauli-
chen) Anlagen errichtet werden diirfen, die den Vorschriften des § 9 Abs. 1 FStRG zuwider-
laufen.

- GemaB § 9 Abs. 2 FStrG bedirfen bauliche Anlagen (auch Werbeanlagen, Leitungen etc.) der
Zustimmung des FernstraBen-Bundesamtes, wenn sie langs der Bundesautobahnen in einer
Entfernung bis zu 100 Meter (und langs der BundesstraBen auBerhalb der zur ErschlieBung
der anliegenden Grundstiicke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 Meter), ge-
messen vom auBeren befestigten Rand der Fahrbahn, errichtet, erheblich geandert oder an-
ders genutzt werden.

Allgemein: Konkrete Bauvorhaben (auch baurechtlich verfahrensfreie Vorhaben) im Bereich
der Anbauverbots- und Beschrankungszonen bedirfen der Genehmigung/Zustimmung des
FernstraBenbundesamtes.

- Werbeanlagen, die den Verkehrsteilnehmer ablenken kénnen und somit geeignet sind die Si-
cherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu gefahrden, diirfen nicht errichtet werden. Hierbei
genigt bereits eine abstrakte Gefahrdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs. Auf §
33 StVO wird verwiesen. Die Errichtung von Werbeanlagen unterliegt ebenso der Genehmi-
gung oder Zustimmung des FernstraBen-Bundesamtes.

- Verweis auf § 11 FStrG :
§ 11 Abs. 2 FStrG ist zwingend zu beachten. Anpflanzungen, Zdune, Stapel, Haufen und an-
dere mit dem Grundstick nicht fest verbundene Einrichtungen diirfen danach nicht angelegt
werden, wenn sie die Verkehrssicherheit beeintrachtigen.

- Photovoltaikanlagen sind so zu errichten, dass eine Blendwirkung auf die angrenzende BAB
ausgeschlossen wird.

- Wasser, geklart oder ungeklart, darf dem StraBengebiet weder zuflieBen kénnen noch zuge-
leitet werden. Eine Einleitung in Entwasserungsanlagen der Bundesautobahnen wird nicht
zugelassen.

- Evtl. Beleuchtungsanlagen sind so zu errichten, dass Verkehrsteilnehmer auf der BAB A9
nicht geblendet werden kdnnen

- Eine ErschlieBung liber die BAB A9 zum Baugrundsttick ist nicht zuldssig.

- Die Autobahn GmbH weist ausdriicklich darauf hin, dass keine verkehrsrechtlichen oder bau-
lichen MaBnahmen in Betracht kommen, um Larmminderungen zu erreichen.

Beschlussvorschlag
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und auf dem Planblatt erganzt.
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Allgemeiner Hinweis:

§ 9 Abs. 8 FStrG gibt flir den konkreten Einzelfall die Mdglichkeit der Priifung von Ausnahmen vom
Anbauverbot, wenn die Durchfiihrung zu einer offenbar nicht beabsichtigten Harte fiihren wiirde und
die Abweichung mit den 6ffentlichen Belangen vereinbar ist oder, wenn Griinde des Wohls der All-
gemeinheit die Abweichungen erfordern.

Zudem gelten nach § 9 Abs. 7 FStrG die Absatze 1 bis 5 des § 9 nicht, soweit das Bauvorhaben den
Festsetzungen eines Bebauungsplans entspricht (§ 9 des Baugesetzbuchs), der mindestens die Be-
grenzung der Verkehrsflachen sowie an diesen gelegene Uiberbaubare Grundstiicksflachen enthalt
und, der unter Mitwirkung des Tragers der StraBenbaulast zustande gekommen ist. Die Stellung ei-
nes gesonderten Antrages nach § 9 Abs. 8 FStrG ist dann nicht notwendig, da die geplante Erstel-
lung des Bebauungsplanes die Frage nach der Reduzierung der Anbauverbotszone bereits umfasst
und eine abschlieBende Entscheidung darstellt. Etwaige Griinde fiir eine Ausnahme im Sinne des § 9
Abs. 8 FStrG, die zu einer positiven Entscheidung flihren kénnten, missten in das Verfahren einge-
bracht und detailliert dargelegt und abgewogen werden. Das Bauleitplanverfahren zielt gerade auf
die Abwagung aller betroffenen Belange ab. Hierbei wird insbesondere die Rechtssicherheit des Ver-
fahrensausganges sichergestellt. Mitwirkung bedeutet hier, eine lber die bloBe Beteiligung im Be-
bauungsplanverfahren hinausgehende Beeinflussung der Festsetzungen durch den Trager der Stra-
Benbaulast (vgl. hierzu Maas in Kodal StraBenR-HdB Kap. 28 Rnd.nr. 61/62). Eine Harte liegt vor,
wenn durch das Anbauverbot nachhaltig in Rechte des Betroffenen eingegriffen wird und ihm
dadurch ein erhebliches, liber die jedermann treffenden allgemeinen Auswirkungen hinausgehendes
Opfer auferlegt wird [...] Als nachhaltige Rechtsbeschrankung ist eine Harte im Sinne des Gesetzes
jedoch nicht schon dann gegeben, wenn dem betroffenen Bauherrn Vorteile entgehen oder wirt-
schaftliche Nachteile drohen, selbst wenn diese existenzgefahrdend sind (Maas in Kodal StraBenR-
HdB Kap. 28 Rn. 66).

Beschlussvorschiag
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Bayernwerk Netz GmbH — 24.06.2022

Nach Einsicht der uns libersandten Planunterlagen teilen wir Ihnen mit, dass unsererseits keine Ein-
wande bestehen, da im Planungsbereich keine Versorgungsanlagen unseres Unternehmens betrie-
ben werden.

Je nach Leistungsbedarf konnte die Errichtung einer neuen Transformatorenstation im Planungsbe-
reich sowie das Verlegen zusatzlicher Kabel erforderlich werden.

Fir die Transformatorenstation benétigen wir, je nach Stationstyp ein Grundstlick mit einer GréBe
zwischen 18 gm und 35 gm, das durch eine beschrankte personliche Dienstbarkeit zu unseren Guns-
ten zu sichern ist.

Bereits bei Baubeginn der ersten Gebdude muss verbindlich gewahrleistet sein, dass wir tber die
Stationsgrundstticke verfiigen kdnnen. Zu dem Zeitpunkt missen befestigte Verkehrsflachen vor-
handen sein, die von LKW mit Tieflader befahren werden kénnen.

Eine Versorgung des Baugebietes mit Erdgas ist mdglich, sofern gentigend Grundstiickseigentlimer
vor ErschlieBung des Baugebietes eine kostenpflichtige Vorabverlegung des kiinftigen Gasanschlus-
ses in Ihr Grundstiick bestellen. Wir werden hierzu mit allen Grundeigentiimern Kontakt aufnehmen
und eine ErschlieBungsvereinbarung anbieten. Die Kostenbeteiligung in Hohe von derzeit ca. 1.300
EUR je Bauparzelle wird bei der spateren Anschlusserstellung angerechnet. Die Gesamtwirtschaft-
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lichkeit der MaBnahme inkl. der notwendigen Anbindung an das vorhandene Gasnetz muss gegeben
sein.

Zur elektrischen und gastechnischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Niederspannungska-
bel, Verteilerschranke, Rohrleitungen und StraBenkappen fiir die Armaturen erforderlich. Fir die
Unterbringung dieser Anlagenteile in den 6ffentlichen Flachen sind die einschlagigen DIN-
Vorschriften DIN 1998 zu beachten. Eine Gasrohr- bzw. Kabelverlegung ist in der Regel nur in Geh-
wegen, Versorgungsstreifen, Begleitstreifen oder Griinstreifen ohne Baumbestand mdglich.

Flr den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie die Koordinierung mit dem StraBenbau-
trager und anderer Versorgungstrager ist es notwendig, dass der Beginn und Ablauf der Erschlie-
BungsmaBnahmen im Planbereich friihzeitig (mindestens 3 Monate) vor Baubeginn der Bayernwerk
AG schriftlich mitgeteilt wird. Nach § 123 BauGB sind die Gehwege und ErschlieBungsstraBen soweit
herzustellen, dass Erdkabel in der endgliltigen Trasse verlegt werden kénnen.

Ausflihrung von Leitungsbauarbeiten sowie Ausstecken von Grenzen und Hoéhen:

Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die Verlegezonen mit endgtiltigen Héhen-
angaben der ErschlieBungsstraBen bzw. Gehwegen und den erforderlichen Grundstiicksgrenzen vor
Ort bei Bedarf durch den ErschlieBungstrager (Gemeinde) abzustecken.

Fir die Ausfiihrung der Leitungsbauarbeiten ist der Bayernwerk AG ein angemessenes Zeitfenster
zur Verfligung zu stellen, in dem die Arbeiten ohne Behinderungen und Beeintrachtigungen durchge-
fihrt werden kdnnen.

Bei der Bayernwerk Netz GmbH diirfen fiir Kabelhausanschliisse nur marktibliche Einflihrungssys-
teme, welche bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, verwendet werden. Priifnachweise sind
vorzulegen. Wir bitten Sie, den Hinweis an die Bauherren in der Begriindung aufzunehmen.

Der Schutzzonenbereich flir Kabel betragt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und links zur Trassen-
achse.

Hinsichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutzstreifen bestehenden Bau-
und Bepflanzungsbeschrankung machen wir darauf aufmerksam, dass Plane flir Bau- und Bepflan-
zungsvorhaben jeder Art uns rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt insbesondere
fur StraBen- und WegebaumaBnahmen, Ver- und Entsorgungsleitungen, Kiesabbau, Aufschiittungen,
Freizeit- und Sportanlagen, Bade- und Fischgewasser und Aufforstungen.

Bei geplanten TiefbaumaBnahmen, in der Nahe unserer Leitungen, ist vor Baubeginn eine nochmali-
ge Einweisung auf die genaue Lage der Gasleitung anzufordern. Vorsorglich weisen wir darauf hin,
dass freigelegte Gasleitungen erst dann wieder verfillt werden dirfen, nachdem unser Betriebsper-
sonal diese auf Beschadigungen tberpriift haben.

Weiterhin mochten wir auf die Allgemeinen Unfallverhiitungsvorschriften BGV A3 und C22, die VDE-
Bestimmungen, die DVGW-Richtlinie GW315 und das Merkblatt ,,Zum Schutz unterirdischer Versor-
gungsleitungen™ bei Grabarbeiten hinweisen.

Wir weisen darauf hin, dass die Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen von Bepflanzung frei-
zuhalten sind, da sonst die Betriebssicherheit und Reparaturmdglichkeit eingeschrankt werden.
Baume und tiefwurzelnde Straucher diirfen aus Griinden des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu ei-
nem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser Abstand unterschritten, so
sind im Einvernehmen mit der Bayernwerk AG geeignete SchutzmaBnahmen durchzufihren.

Beschlussvorschiag

Die Stellungnahme wird berdicksichtigt. Ein moglicher Standort fir eine neue Transformatorenstation
wird im Entwurf erganzt, der genaue Standort wird mit dem Versorgungstrager frihzeitig abge-
stimmt. Die Grundstticke sind im Besitz der Kommune und die erforderiliche Fidche kann so sicher
gestellt werden. Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
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PLEdoc GmbH — 31.05.2022

Wir beziehen uns auf Ihre 0.g. MaBnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns verwaltete Ver-
sorgungsanlagen der nachstehend aufgefiihrten Eigentiimer bzw. Betreiber von der geplanten MaB-
nahme nicht betroffen werden:

- OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen

- Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen

- Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Niirnberg

- Mittel-Europaische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen

- Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen

- Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund

- Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen

- Uniper Energy Storage GmbH, Disseldorf: Erdgasspeicher Epe, Eschenfelden, Krummhdrn

- GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher Gasversorgungsunternehmen mbH
& Co. KG, Straelen (hier Solotrassen in Zustandigkeit der PLEdoc GmbH)

Hinsichtlich der MaBnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen entnehmen wir den
Unterlagen, dass die KompensationsmaBnahmen erst im weiteren Verfahren festgelegt werden bzw.
keine Erwahnung finden.

Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner Ausgleichsflachen eine Betroffenheit
von uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht auszuschlieBen ist. Wir bitten um Mitteilung der
planexternen Flachen bzw. um weitere Beteiligung an diesem Verfahren.

MaBgeblich fiir unsere Auskunft ist der im Ubersichtsplan markierte Bereich.

Dort dargestellte Leitungsverlaufe dienen nur zur groben Ubersicht.

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer einer erneuten Ab-
stimmung mit uns.

Beschlussvorschiag
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Bayerischer Bauernverband — 29.06.2022 / 01.07.2022

Begriinung
Fir die Eingriinung jeweils an den Randern der geplanten Bauflachen besonders zu FI.Nr. 500 wird

auf die Abstandregeln nach Art. 47 AGBGB hingewiesen.
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Bestehende Drainagen

Bei der ErschlieBung des Baugebietes ist darauf zu achten, dass keine Drainagen (bzw. jegliche
Formen von bodenverbessernden MaBnahmen) beschadigt werden, die benachbarte oder dahinter-
liegende Grundstiicke entwassern.

Bewirtschaftung der umliegenden Flachen

Die normale Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flachen erfolgt auch
durch Maschinen mit rotierenden Werkzeugen (Mahwerke, Heuwerbegerate, Hacksler, Frasen, Eg-
gen und Mulchgerate). Dadurch kann auch bei ordnungsgemaBem Einsatz der Gerate ggf. Stein-
schlag verursacht werden. Dies wird auch durch eine Randbepflanzung nicht ganzlich zu vermeiden
sein. Es ist deshalb eine Losung zu finden, die den Haftungsausschluss von Steinschlagschaden und
ahnliches durch die Bewirtschafter der angrenzenden Flachen gewahrleistet.

Durch die Bewirtschaftung des an dem geplanten Baugebiet angrenzenden landwirtschaftlichen
Nutzflachen FI.Nr. 500 und 2242 kénnen Staub- und Geruchs- und Larmemissionen entstehen. Es
sollte im Begriindungstext stehen, dass diese hingenommen werden missen.

Der Weg FI.Nr. 499 muss dringend weiterhin mit landwirtschaftlichen Maschinen befahrbar bleiben.
Aktuell ist er von dem Gewerbegebiet tberplant. Die Zufahrt von Siiden kommend auf den Weg
FI.Nr 2240 muss gewahrleistet bleiben.

Zu unserer Stellungnahme vom 29.06.2022 habe ich noch folgenden Nachtrag:

Der in der Stellungnahme angesprochene Uberplante Flurbereinigungsweg FI.Nr. 499 wurde damals
im Flurbereinigungsweg von den Grundstiickseigentimern eingebracht, d.h. es wurde jeweils Grund
abgetreten, damit dieser Weg gebaut werden kann. Eine Uberplanung mit der Konsequenz, dass
dieser Weg nicht mehr genutzt werden kann, ist nicht akzeptabel.

Der Weg ist deswegen aus der Planung herauszunehmen.

Beschlussvorschiag
Die Stellungnahme wird berdicksichtigt. Der landwirtschaftliche Weg wird aus dem Geltungsbereich
genommen und bleibt erhalten. Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Bund Naturschutz —01.07.2022

Auch wenn hier angeblich ein Bedarf an weiteren gewerblichen Flachen geltend gemacht wird, muss
es vorrangiges Ziel der Gemeinde sein, vorrangig im Innenbereich nach Lésungen zu suchen, um
nicht noch mehr landwirtschaftlich genutzte Flachen gerade in der jetzigen Krisensituation der Le-
bensmittelproduktion zu entziehen.

Ein ,Weiter so!™ darf es einfach nicht mehr geben. Oft werden solche Gewerbeflachen nur als Kapi-
talanlage erworben und jahrelang nicht genutzt. Andererseits gibt es sicher auch Betriebe, die sich
mittelfristig verandern oder aufhdéren werden. Mit einem vorausschauenden Flachenmanagement der
Kommune kann also weiterer Flachenverbrauch vermieden werden.

Deshalb lehnt der BN diese Vorrats-Ausweisung an GE-Flachen ab.

Da unsere Argumentation voraussichtlich aber keine Beriicksichtigung findet, sollten folgende Punkte
im Bebauungsplan noch beriicksichtigt werden:

- Da die Ausgleichsflachen und -maBnahmen noch nicht benannt sind, bleibt unsere Stellung-
nahme vorlaufig. Wir hoffen, zeitnah diesen Vorschlag zu erhalten. Vorsorglich méchte ich
darauf hinweisen, dass auch hier, wie bei zuriickliegenden Bebauungsplanen ein Monitoring
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festgelegt werden muss. Zusatzlich missen auch Sanktionierungen/BuBgelder bei Nichtein-
haltung der MaBnahmen mit in die Satzung aufgenommen werden.

- Im Punkt 4.4 des B-Plans steht unter ,Versiegelung": ,Wo mit dem Nutzungszweck verein-
bar, sind wasserdurchlassige Belage zu wahlen (z.B. Schotter, versickerungsfahiges Pflas-
ter)." Diese Formulierung ist zu ungenau. Hier sollten eindeutige Festsetzungen getroffen
werden, vor allem auch in Hinblick auf die Nutzung der Flache, damit die GRZ von 0,8 nicht
Uberschritten wird.

- Die Nutzung von PV-Dachanlagen muss besonders bei gewerblich genutzten Gebduden zwin-
gend vorgeschrieben werden. Hier kann die Gemeinde ja durchaus auch finanzielle Férde-
rungen anbieten, wie dies in anderen Gemeinden bereits praktiziert wird.

- Auch Fassaden- und/oder Dachbegriinungen sollten empfohlen werden, letzteres besonders
bei Flachdachern.

- Da im Griinordnungsplan sehr viele Heckenpflanzungen vorgesehen sind, sollte auch gleich
die fachgerechte Pflege dieser Hecken mitaufgenommen werden, damit der oft im Frihjahr
zu beobachtende Kahlschlag vermieden wird. Hierzu gibt es vom Landschaftspflegeverband
eine hervorragende Anleitung.

- Da es sich ja um ein GE-Gebiet handelt, ist der Begriff ,,unverschmutztes Oberflachenwasser"
unangebracht. Hier sollte deshalb auch eine Vorreinigung eventuell im Regenrlickhaltebecken
erfolgen, das die Funktion eines Schénungsteichs tibernehmen kdnnte. Die Reinigungs- und
Filterfunktion kann durch entsprechende Bepflanzung erfolgen.

- Unzureichend erscheint mir auch der Umgang mit Niederschlagswasser. Hier miissen
Starkregenereignisse und/oder Sturzfluten noch realistischer einbezogen werden. Auch wenn
das Regenriickhaltebecken erweitert werden kann, besteht die Gefahr, dass dieses unvorher-
gesehene Regenmassen nicht vollstandig erfassen kann. Hierflir misste auch ein worst-case-
Szenario entwickelt werden. Es muss auf jeden Fall verhindert werden, dass ungereinigtes
Oberflachenwasser aus dem GE-Gebiet in den Wallerbach gelangt.

- Die Versickerung von Regenwasser auf den Grundstlicken scheint nicht geplant zu sein. Dies
ist aber infolge des Klimawandels und der zunehmenden Austrocknung der Landschaft drin-
gend nétig (,Schwammlandschaft"). Auch der Einbau von Zisternen sollte vorgesehen wer-
den, um mit dem darin gesammelten Regenwasser die Nutzung von Trinkwasser zu schonen.

-  Fur die Einleitung des Abwassers in die gemeindliche Klaranlage fehlt der Nachweis, dass
dies ohne Uberlastung des Vorfluters mdglich ist. Hier bitte ich um die entsprechenden Da-
ten.

- Bei den Gebauden soll auf groBe Glasflachen wegen der Gefahr des Vogelschlags verzichtet
werden. Laut BUND verungliicken in Deutschland an Fenstern und Glasfassaden jedes Jahr
18 Millionen Vogel.

Beschlussvorschiag
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Folgende Planergénzungen erfolgen:

- Es wird eine Pfiicht zur Installation von Fotovoltaikanlagen auf Dachern ergénzt
- Flachddacher sind zu begriinen und/oder mit Fotovoltaikanlagen auszustatten.

Die Entwdsserung erfolgt entsprechend den wasserrechtlichen Vorschriften, das unverschmutzte
Oberfidchenwasser wird vor Ort zurtickgehalten.
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Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zum Abschluss seiner Erlauterungen weist Herr Dipl.-Ing. Guido Bauernschmitt daraufhin, dass der
Gemeinderat nun die Wahl hat, im Gesamten Uber die einzelnen Beschlussvorschlage abzustimmen.
Es besteht jedoch auch die Mdglichkeit tber jeden Beschlussvorschlag einzeln abzustimmen bzw.
nur Uber einzelne Beschlussvorschlage gesondert abzustimmen. Er betont, dass jedes Gemeinde-
ratsmitglied nun mitteilen kann, wenn Uber einzelne Punkte gesondert abgestimmt werden soll. Auf
die Nachfrage durch den Ersten Blirgermeister zeigt sich der Gemeinderat damit einverstanden nur
einen Beschluss zu allen Beschlussvorschlagen zu fassen.

Der Gemeinderat stimmt den oben im Einzelnen aufgefiihrten Beschlussvorschlagen zu.

b) Billigung der Planungsunterlagen und Beschluss (iber die formliche Offentlichkeits- und Behér-
denbeteiligung

Der vom Bliro TEAM 4 erstellte und in der Gemeinderatssitzung am 17. November 2022 vorgestellte
und erlauterte Entwurf des Bebauungsplans mit Griinordnungsplan ,Gewerbegebiet Meilenhofen —
An der Haimburger StraBe — Erweiterung II" in der Fassung vom 17.11.2022 wird vom Gemeinderat
gebilligt. Die Verwaltung wird beauftragt die 6ffentliche Auslegung gemaB § 3 Abs. 2 BauGB sowie
die Beteiligung der Behérden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich
durch die Planung berihrt werden kann gemaB § 4 Abs. 2 BauGB durchzuftiihren.

Punkt 4: Hallenbad der Gemeinde Berg
a) Erhdéhung der Eintrittspreise, Tarife, Entgelte zum 01.01.2023

In der Sitzung am 28.11.2019 hat der Gemeinderat eine neue Entgeltordnung flir das Hallenbad der
Gemeinde Berg mit Liegewiese beschlossen. Die Entgeltordnung trat am 01.12.2019 in Kraft.

Aufgrund der massiv gestiegenen Energiekosten sowie der allgemeinen Steigerungen - vor allem bei
den Dienstleistungs-, Sachaufwands- und Unterhaltskosten - ist es fiir die Gemeinde Berg zwingend
erforderlich, die Eintrittspreise zu erhéhen.

Von Seiten der Verwaltung wird eine etwa 30-prozentige Erhéhung der Eintrittspreise bei den Einzel-
und Jahreskarten zum 01.01.2023 vorgeschlagen. Bei den Zehnerkarten wurde die Preisgestaltung
dahingehend geregelt, dass der Preis einem achtmaligen Hallenbadbesuch per Einzelkarte ent-
spricht.

Die neuen Eintrittspreise beinhalten auBerdem die jeweils gliltige gesetzliche Mehrwertsteuer.
Die Eintrittspreisanpassung wurde moderat gestaltet, damit ein Besuch des Berger Hallenbades auch
weiterhin attraktiv fir Familien, Kinder und Senioren bleibt.

Die seitens der Verwaltung vorgeschlagenen neuen Eintrittspreise sind aus der nachstehenden Ta-
belle ersichtlich. Zur Ubersicht sind zu den derzeit glltigen Eintrittspreisen (gestrichen) die von der
Verwaltung empfohlenen neuen Eintrittspreise in Fettdruck eingetragen.

Einzelkarte Zehnerkarte Jahreskarte

(ab Erwerb fiir
ein Jahr giiltig)

Kinder bis zum vollendeten 7. Lebensjahr in Begleitung | FREI ---
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eines Erwachsenen
) ) ) . FREI
Schwerbehinderte Kinder und Jugendliche (bis zur Voll- —
endung des 18. Lebensjahres) mit einem Grad der
Behinderung von wenigstens 50 *
FREI
Begleitpersonen von Schwerbehinderten (mit Merkzei- -
chen B) **
Kinder (ab Vollendung des 7. Lebensjahres) und Ju- | +;56-Eure 11,06-Eure 506,06-Eure
gendliche 2,00 Euro 16,00 Euro | 65,00 Euro
Schiiler, Auszubildende und Studenten (ab Vollendung : %6 )06
des 18. Lebensjahres) * ! ! !
2,00 Euro 16,00 Euro 65,00 Euro
Schwerbehinderte Erwachsene sowie Schiiler, Auszubil-
dende und Studenten (ab Vollendung des 18. Lebens- | +.50-Eure +106-Eure 56,00-Eure
jahres) mit einem Grad der Behinderung von wenigs-
tens 50 * 2,00 Euro 16,00 Euro 65,00 Euro
Personen, die einen Freiwilligendienst ableisten (Bun-
desfreiwilligendienst - BuFDi, Freiwilliges Soziales Jahr - | 1 59 Eyre 11-00-Eure 50,00-Eure
FSJ, Freiwillige Wehrdienst Leistende - FWDL) *
2,00 Euro 16,00 Euro 65,00 Euro
Inhaber der Bayerischen Ehrenamtskarte *
150-FEure 11,00-Eure 56,00-Eure
2,00 Euro 16,00 Euro 65,00 Euro
Inhaber der JuLeiCa-Card (Jugendleitercard) *
1.50-Fure 11;00-Eure 50,00-Eure
2,00 Euro 16,00 Euro 65,00 Euro
Erwachsene 3;00-Eure 26;00-Euro 100,00-Eure
4,00 Euro 32,00 Euro 130,00 Euro
Familien 4,00-Eure _ _
(1 Elternteil mit Kindern ab 7 Jahren) 5,00 Euro
Familien 6;00-Eure _ _
(Eltern mit Kindern ab 7 Jahren) 8,00 Euro

Der Gemeinderat stimmt der ErhGhung der Eintrittspreise zum 01.01.2023 — wie von der Verwaltung
vorgeschlagen und in obiger Ubersicht in Fettdruck eingetragen - zu.
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b) Neuerlass einer Entgeltordnung flir das Hallenbad der Gemeinde Berg mit Liegewiese

Der Gemeinderat beschlieBt den von der Verwaltung ausgearbeiteten Entwurf der Entgeltordnung
fir das Hallenbad der Gemeinde Berg mit Liegewiese. Die Entgeltordnung tritt zum 01.01.2023 in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Entgeltordnung vom 29.11.2019 auBer Kraft.

Der Entwurf dieser Entgeltordnung, welcher der Sitzungsniederschrift beigefiigt wird, ist Bestandteil
dieses Beschlusses.

Hinweis: Was die bei den Badegasten noch vorhandenen Zehner- und Jahreskarten fur das Hallen-
bad in Berg anbelangt, behalten diese weiterhin - auch nach dem 01.01.2023 - ihre Gultigkeit.

¢) Erhéhung des Benutzungsentgeltes fiir Vereine, Schulklassen und sonstige geschlossenen Perso-
nengruppen

Flr die Nutzung des Hallenbades in Berg durch verschiedene auswartige Vereine, Schulklassen
(Gastschulen) und sonstigen geschlossenen Personengruppen (z. B. Wassergymnastik) wird derzeit
je Schwimmeinheit (45 Minuten) ein Entgelt in Hohe von 36,00 Euro erhoben.

Von Seiten der Verwaltung wird auch hierflir eine Anpassung des Benutzungsentgeltes zum
01.01.2023 empfohlen.

Es wird vorgeschlagen, ab 01.01.2023 das Entgelt fiir eine Schwimmeinheit auBerhalb des offentli-
chen Badebetriebes auf 50,00 Euro zu erhdhen. Fir eine Schwimmeinheit wahrend des offentlichen
Badebetriebes soll ein Benutzungsentgelt in Héhe von 25,00 Euro féllig werden. Auch hier beinhalten
die neuen Entgelte die jeweils giiltige gesetzliche Mehrwertsteuer.

-Zweiter Burgermeister Christian Lehmeyer erklart, dass er 50,00 Euro - vor allem fir die gewerbli-
che Nutzung - zu gering halt. Grundsatzlich ist er mit der Erhéhung — auch auf 50,00 Euro, einver-
standen.

-Gemeinderatsmitglied Susanne Hierl fragt nach warum bisher fir alle 36,00 Euro verlangt wurde
und nun aufgeteilt wird zwischen auBerhalb und innerhalb des Badebetriebs. Hierzu teil Burgermeis-
ter Bergler mit, dass aktuell eine Schwimmschule — mit max. 5 Kindern — den Schwimmunterricht
wahrend der Offnungszeiten im Hallenbad abhalt. Durch die Anwesenheit der Offentlichkeit hat die-
se leider auch Einschrankungen, da sie z. B. nur einen abgetrennten Bereich im Hallenbad nutzen
kann und auch mit einem erhdhten Larmpegel zu rechnen ist. Um die Nachteile auszugleichen,
schlagt die Verwaltung deshalb vor zu unterscheiden zwischen einer Nutzung auBerhalb bzw. inner-
halb der Offnungszeiten.

Der Gemeinderat stimmt der Erhdhung des Benutzungsentgeltes — wie von der Verwaltung vorge-
schlagen — zu.

Punkt 5: Bekanntgaben der Verwaltung, Anfragen der Gemeinderatsmitglieder und Verschiedenes

a) Der Erste Birgermeister informiert, Uber die Segnung der Aussegnungshalle am Friedhof Berg,
welche am kommenden Sonntag, den 20.11.2022 erfolgen soll. Eine schriftliche Einladung haben
alle Mitglieder des Gemeinderates bereits erhalten. Er bittet den Gemeinderat um Teilnahme an die-
sem Termin.
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b) Weiter erlautert Blirgermeister Bergler noch den Ablauf des Europdischen Adventskonzertes bzw.
den Besuch der Delegation aus der polnischen Partnergemeinde Walce, welcher am 1. Adventswo-
chenende 26. — 27.11.2022 stattfinden wird. Auch hier bittet er die Mitglieder des Gemeinderates
um ihre Teilnahme. AuBerdem weist Partnerschaftsreferent Alois Braun daraufhin, dass jeder der
teilnimmt auch zeitnah eine Riickmeldung bzgl. des Essens an die Verwaltung gibt

c) AuBerdem informiert der Erste Birgermeister noch darliber, dass der Auftrag fiir die Umsetzung
der barrierefreien Homepage nun in Auftrag gegeben wurde. Die Kosten flir die Umsetzung belaufen
sich auf einmalig ca. 1.300 Euro und jahrlich anfallende Kosten in Héhe von ca. 60,00 Euro, welche
monatlich abgerechnet werden. Mitglied des Gemeinderats Johannes Hierl erkundigt sich warum
dies bei Erstellung der Website nicht mit beauftragt wurde. Er ist der Meinung, diese misste Teil der
Leistungsbeschreibung gewesen sein und schon im urspriinglichen Angebot enthalten sein. Blrger-
meister Bergler verspricht dies nochmals zu priifen und hierliber nochmals zu informieren

d) Alois Sichert stellt einen Antrag auf Kauf einer Wippe flir den Spielplatz in Hausheim. Es soll die
gleiche Wippe sein, wie die Wippe die bereits fir den Spielplatz am Kindergarten in Loderbach ange-
schafft wurde. Die Wippe, welche aktuell auf dem Spielplatz in Hausheim steht, ist leider nicht mehr
funktionsfahig. Der Antrag wird an das Bauamt weitergegeben.

e) 2. Burgermeister Christian Lehmeyer erkundigt sich, ob der Gymnastikraum im Feuerwehrhaus
Berg auch gewerblich genutzt wird und ob fiir den Raum auch ein Benutzungsentgelt — dhnlich wie
im Hallenbad — verrechnet wird. Die Verwaltung teilt mit, dass der Raum von der DIJK SV Berg, der
VHS und fiir den Musikgarten von Daniela Brossmann genutzt wird. Zum Benutzungsentgelt kann
aktuell nichts mitgeteilt werden. Diesen Punkt wird die Verwaltung priifen und in der nachsten Sit-
zung den Gemeinderat dartiber informieren.

gez. gez.
Bergler Weizer
1. Burgermeister Schriftfiihrerin



